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Stellungnahme der SAB zur Änderung des Bundesgeset-
zes über Finanzhilfen für familienergänzende  
Kinderbetreuung 
 
Sehr geehrter Bundesrat Berset, sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete (SAB) bedankt sich für 
die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen der Vernehmlassung zu oben genann-
tem Geschäft. Die SAB vertritt die Interessen der Berggebiete in wirtschaftlichen, so-
zialen und ökologischen Belangen. Mitglieder der SAB sind 23 Kantone, rund 700 Ge-
meinden sowie zahlreiche Organisationen und Einzelmitglieder.  
 
Positive Erweiterung des KBFHG 
Die SAB ist mit der Stossrichtung der Vorlage ausdrücklich einverstanden. Eine nach-
haltige Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit ist vor allem auch für die Bevöl-
kerung in den ländlichen Regionen und Berggebieten sehr wichtig. Die geplante Er-
weiterung des Bundesgesetzes über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbe-
treuung ist zu begrüssen; die beiden neuen Arten von Finanzhilfen erscheinen hin-
sichtlich der Erreichung der formulierten Ziele sinnvoll.  
 
Kohärente Ausgestaltung der kantonalen und kommunalen Subventionen 
Die Drittbetreuungskosten der Eltern sollen durch die Vorlage reduziert werden, nicht 
zuletzt, weil die Betreuungskosten in der Schweiz im internationalen Vergleich enorm 
hoch sind. Die SAB begrüsst, dass der Bund mittels begrenzten Krediten die Kantone 
und Gemeinden ermuntern möchte, die Subventionen in diesem Bereich zu erhöhen. 
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Die SAB stimmt ebenfalls der Voraussetzung zu, dass Finanzhilfe nur ausgerichtet 
wird, wenn sich Kantone, öffentlichrechtliche Gebietskörperschaften, Arbeitgeber und 
andere Dritte ebenfalls angemessen finanziell beteiligen. Die vorgeschlagenen Ände-
rungen bieten neue Möglichkeiten der Kofinanzierung im Bereich familienergänzende 
Kinderbetreuung, welche nachhaltig der Bevölkerung zu Gute kommen werden. 
 
Die SAB begrüsst ausdrücklich die Möglichkeit, über Art. 3b Finanzhilfen für Projekte 
zur besseren familienergänzenden Kinderbetreuung zu gewähren.  
 
Überregionale Initiativen unterstützen 
Die Finanzhilfe für Projekte zur besseren Abstimmung des familienergänzenden Be-
treuungsangebots auf die Bedürfnisse der Eltern ist für die SAB ebenfalls ein Schritt in 
die richtige Richtung. Begrüssenswert ist vor allem die Voraussetzung, dass die Pro-
jekte eine territoriale Reichweite erreichen müssen und die Akteure vor Ort miteinander 
kooperieren sollen. Vor allem in den Bergregionen sind überregionale Lösungen ziel-
führend, hauptsächlich weil diese Initiativen nicht selten von privaten Personen ange-
stossen werden. Die SAB fordert den Bund auf, private und lokale Initiativen zu unter-
stützen und weitreichend zu fördern. 
 
Finanzierung sicherstellen 
Für die SAB ist fraglich, woher die zusätzlichen 100 Millionen Franken kommen, wel-
che gemäss Kostenrahmen zur Verfügung gestellt werden. Die Änderung von  
Artikel 4 KBFHG sieht vor, dass die Bundesversammlung die mehrjährigen Verpflich-
tungskredite für die Finanzhilfen beschliesst. Die SAB erachtet es als wichtig, dass 
diese Verpflichtungskredite für die gesamte vorgesehene Dauer der Finanzhilfe voll-
ständig zur Verfügung stehen und die Finanzierung sichergestellt wird.  
 
Zusammenfassung 
Die SAB begrüsst die Stossrichtung der Vorlage ausdrücklich. Die SAB erachtet die 
starke Gewichtung regionaler Aspekte und Kooperationen bei der Auswahl der Pro-
jekte als sehr wichtig. Während unklar bleibt, woher die zusätzlichen finanziellen Mittel 
kommen, ist es der SAB ein wichtiges Anliegen, dass die Finanzierung für die geplante 
Dauer sichergestellt wird. 
 
Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen und verbleiben  
 

mit freundlichen Grüssen 
 

SCHWEIZERISCHE ARBEITSGEMEINSCHAFT 
FÜR DIE BERGGEBIETE (SAB) 

Der Präsident:                    Der Direktor: 
 
 
 
 

Ständerat Isidor Baumann        Thomas Egger 
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Résumé : 
Le Groupement suisse pour les régions de montagne (SAB) approuve globalement 
l’arrêté fédéral sur les aides financières dédiées à l’accueil extra-familial pour les en-
fants. Le SAB salue en particulier la hausse des moyens financiers destinés à cet effet, 
ainsi que les encouragements servant à soutenir les projets privilégiant la coopération. 
Cette dernière mesure permet notamment de mieux promouvoir des solutions déve-
loppées à l’échelle interrégionale.  
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Änderung des Bundesgesetzes über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung  

Stellungnahme des Schweizerischen Gemeindeverbands (SGV) 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 18. September 2015 haben Sie dem Schweizerischen Gemeindeverband (SGV) das 

oben erwähnte Geschäft zur Stellungnahme unterbreitet. Für die Gelegenheit uns aus Sicht der rund 

1‘600 dem SGV angeschlossenen Gemeinden äussern zu können, danken wir Ihnen.  

 

Zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit oder Ausbildung soll das bestehende Bun-

desgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung revidiert und um zwei neue auf fünf 

Jahre befristete Arten von Finanzhilfen von insgesamt CHF 100 Millionen eingeführt werden. Die Vorlage 

sieht einerseits Finanzhilfen für die Erhöhung von kantonalen und kommunalen Subventionen für die fa-

milienergänzende Kinderbetreuung sowie andererseits Finanzhilfen für die Förderung von Projekten vor. 

Mit den geplanten Mehrmitteln will der Bund die Drittbetreuungskosten der Eltern senken und die Ange-

bote in diesem Bereich besser auf die Bedürfnisse der Eltern abstimmen. Der Verband weist in diesem 

Zusammenhang darauf hin, dass das BFS daran ist, eine entsprechende Statistik dazu aufzubauen. Der 

SGV kann die Schaffung einer solchen Datenbank nur unterstützen.    

 

Der SGV begrüsst die geplante Erweiterung des Bundesgesetzes über Finanzhilfen für familienergän-

zende Kinderbetreuung und hält die zusätzlichen Fördermittel hinsichtlich der Erreichung der formulierten 

Ziele für sinnvoll. Noch immer ist die Nachfrage nach familienergänzender Kinderbetreuung grösser als 

das Angebot und die Betreuungskosten in der Schweiz dabei im internationalen Vergleich überdurch-

schnittlich hoch. Die Erweiterung der Anstossfinanzierung des Bundes trägt dazu bei, dass die vorhande-

nen Lücken im Betreuungsangebot der Gemeinden minimiert werden können. Allerdings ist festzuhal-

ten, dass insbesondere im ländlichen Raum teilweise aber auch in Agglomerationsgemeinden, den loka-

len Verhältnissen angepasste Projekte und Infrastrukturen (vor allem im Bereich der Tagesschulen) feh-

len. Mit den Finanzhilfen des Bundes an den Subventionserhöhungen von Kantonen und Gemeinden 

werden neue Möglichkeiten der Ko-Finanzierung zugunsten der familienergänzenden Kinderbetreuung 

geschaffen.  



Im Weiteren befürwortet der SGV die Gewährung von Finanzhilfen für Projekte zur besseren Abstim-

mung des familienergänzenden Kinderbetreuungsangebots. Dabei sind die Berücksichtigung der lokalen 

und regionalen Bedürfnisse und eine Kooperation der Akteure vor Ort entscheidend. Er stimmt deshalb 

der in Art. 6 festgehaltenen Voraussetzung bei der Gesuchseingabe zu.  

 

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme und die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gemeindeverband 
Präsident   Direktor 

 

   

 

Hannes Germann   

 

Ständerat   Reto Lindegger 
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